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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1999 Ausgegeben am 23. Juli 1999 Teil I

132. Bundesgesetz: Änderung des Bundes-Gleichbehandlungsgesetzes, des Ausschreibungsgesetzes
1989, des Bundesgesetzes über die Organisation der Universitäten (UOG 1993),
des Universitäts-Organisationsgesetzes, des Kunsthochschul-Organisationsge-
setzes, des Akademie-Organisationsgesetzes 1988, des Bundesgesetzes über die
Organisation der Universitäten der Künste, des Beamten-Dienstrechtsgesetzes
1979 und des Vertragsbedienstetengesetzes 1948
(NR: GP XX RV 1831 AB 1915 S. 176. BR: AB 5996 S. 656.)

132. Bundesgesetz, mit dem das Bundes-Gleichbehandlungsgesetz, das Ausschreibungs-
gesetz 1989, das Bundesgesetz über die Organisation der Universitäten (UOG 1993), das
Universitäts-Organisationsgesetz, das Kunsthochschul-Organisationsgesetz, das Akade-
mie-Organisationsgesetz 1988, das Bundesgesetz über die Organisation der Universitäten
der Künste, das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 und das Vertragsbedienstetengesetz
1948 geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Inhaltsverzeichnis
Artikel Gegenstand

I Änderung des Bundes-Gleichbehandlungsgesetzes
II Änderung des Ausschreibungsgesetzes 1989
III Änderung des Bundesgesetzes über die Organisation der Universitäten (UOG 1993)
IV Änderung des Universitäts-Organisationsgesetzes – UOG
V Änderung des Kunsthochschul-Organisationsgesetzes
VI Änderung des Akademie-Organisationsgesetzes 1988 – AOG
VII Änderung des Bundesgesetzes über die Organisation der Universitäten der Künste (KUOG)
VIII Änderung des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979
IX Änderung des Vertragsbedienstetengesetzes 1948

Artikel I
Änderung des Bundes-Gleichbehandlungsgesetzes

Das Bundes-Gleichbehandlungsgesetz, BGBl. Nr. 100/1993, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. I Nr. 30/1998, wird wie folgt geändert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird der 6. Teil durch folgende Bestimmungen ersetzt:

„6. Teil: Sonderbestimmungen für Angehörige von Universitäten
§ 46. Diskriminierungsverbot im Zusammenhang mit einem öffentlich-rechtlichen Rechts-

verhältnis
§ 47. Diskriminierungsverbot im Zusammenhang mit einem Studium

7. Teil: Übergangs- und Schlußbestimmungen
1. Abschnitt: Übergangsbestimmungen

§ 48. Frauenförderung an Justizanstalten
2. Abschnitt: Schlußbestimmungen

§ 49. Verweisung auf andere Bundesgesetze
§ 50. Berichtswesen
§ 51. Inkrafttreten
§ 52. Vollziehung“

2. § 2 Abs. 3a entfällt.
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3. § 6 lautet:

„§ 6. (1) Die beabsichtigte Besetzung eines Arbeitsplatzes, der innerhalb einer Verwendungs- oder
Entlohnungsgruppe einer Funktionsgruppe oder einer höheren Bewertungsgruppe zugeordnet ist und nicht
bereits auf Grund von in anderen Bundesgesetzen enthaltenen Bestimmungen über die Ausschreibung von
Funktionen oder Planstellen auszuschreiben ist, ist in der Dienststelle, in der der Arbeitsplatz besetzt
werden soll, auf geeignete Weise bekannt zu machen.

(2) In Ausschreibungen von Planstellen und Funktionen sind die mit dem Arbeitsplatz (der Funktion)
verbundenen Erfordernisse und Aufgaben so zu formulieren, daß sie Frauen und Männer gleichermaßen
betreffen. Die Ausschreibung darf auch keine zusätzlichen Anmerkungen enthalten, die auf ein
bestimmtes Geschlecht schließen lassen.

(3) Unbeschadet des Abs. 2 hat die Ausschreibung jedoch zu enthalten:
1. den Hinweis, daß Bewerbungen von Frauen für Planstellen einer bestimmten Verwendung

(Einstufung) oder für eine bestimmte Funktion besonders erwünscht sind, wenn der Anteil der
Frauen im Wirkungsbereich der jeweiligen Dienstbehörde in einer solchen Verwendung oder
Funktion unter 50% liegt und

2. – wenn Fördermaßnahmen nach den §§ 42 und 43 geboten sind – den Hinweis auf diesen
Umstand.

(4) Die Abs. 2 und 3 gelten nicht für Planstellen für Verwendungen oder für Funktionen, für die ein
bestimmtes Geschlecht unverzichtbare Voraussetzung für die Ausübung der vorgesehenen Tätigkeit ist.“

4. Im § 7 Abs. 1 wird am Ende der Z 1 das Wort „oder“ durch einen Beistrich ersetzt. Die bisherige Z 2
erhält die Ziffernbezeichnung „3.“.  Folgende Z 2 wird eingefügt:

„2. durch Dritte sexuell belästigt wird oder“

5. § 9 lautet:

„§ 9. (1) Bei der Zusammensetzung von in den Dienstrechtsvorschriften vorgesehenen Kommis-
sionen, die zur Vorbereitung von Entscheidungen oder zur Entscheidung in Personalangelegenheiten
berufen sind, ist auf das zahlenmäßige Verhältnis der weiblichen und männlichen Dienstnehmer in dem
vom Zuständigkeitsbereich der Kommission betroffenen Personenkreis Bedacht zu nehmen. Von den vom
Dienstgeber zu bestellenden Personen sollen Frauen dabei in der Anzahl bestellt werden, die diesem
zahlenmäßigen Verhältnis entspricht. Wird keine Frau zum Mitglied einer solchen Kommission oder eines
ihrer Senate bestellt, hat die Vorsitzende der Arbeitsgruppe oder die von ihr namhaft gemachte
Bedienstete das Recht, an den Sitzungen der Kommission oder des betreffenden Senates mit beratender
Stimme teilzunehmen. Die Bestimmungen über die Mitgliedschaft und Vertraulichkeit gelten auch für
Bedienstete mit beratender Stimme.

(2) Von jeder Interessensvertretung soll bei der Nominierung von Mitgliedern derartiger Kommis-
sionen und ihrer Senate auf dieses zahlenmäßige Verhältnis gemäß Abs. 1 Bedacht genommen werden.

(3) Abs. 1 und 2 sind nur auf die Neubestellung von Kommissions- und Senatsmitgliedern
anzuwenden.

(4) Abs. 1 und 2 gelten nicht für Kommissionen und ihre Senate, deren Zuständigkeitsbereich sich
auf zwei oder mehrere Ressorts erstreckt.“

6. § 10 lautet:

„§ 10. (1) Ist das Dienst- oder Ausbildungsverhältnis wegen einer vom Bund zu vertretenden
Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes nach § 3 Z 1 nicht begründet worden, so ist der Bund der
Bewerberin oder dem Bewerber zum angemessenen Schadenersatz verpflichtet.

(2) Der Ersatzanspruch beträgt, wenn die Bewerberin oder der Bewerber
1. bei diskriminierungsfreier Auswahl auf Grund der besseren Eignung die zu besetzende Planstelle

erhalten hätte, mindestens drei Monatsbezüge, oder
2. im Aufnahmeverfahren diskriminiert worden ist, aber die zu besetzende Planstelle wegen der

besseren Eignung des aufgenommenen Bewerbers auch bei diskriminierungsfreier Auswahl nicht
erhalten hätte, bis zu drei Monatsbezüge

des für die Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V der Beamten der Allgemeinen Verwaltung gebührenden
Betrages.“

7. § 14 lautet:

„§ 14. (1) Ist eine vertraglich Bedienstete oder ein vertraglich Bediensteter wegen einer vom Bund zu
vertretenden Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes nach § 3 Z 5 nicht beruflich aufgestiegen, so ist
der Bund zum angemessenen Ersatz des Schadens verpflichtet.
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(2) Der Ersatzanspruch beträgt, wenn die oder der Bedienstete
1. bei diskriminierungsfreier Auswahl auf Grund der besseren Eignung beruflich aufgestiegen wäre,

die Entgeltdifferenz für mindestens drei Monate oder
2. im Verfahren für den beruflichen Aufstieg diskriminiert worden ist, aber die zu besetzende

Planstelle wegen der besseren Eignung des beruflich aufgestiegenen Bediensteten auch bei dis-
kriminierungsfreier Auswahl nicht erhalten hätte, die Entgeltdifferenz bis zu drei Monate

zwischen dem Entgelt, das die oder der Bedienstete bei erfolgreichem beruflichem Aufstieg erhalten hätte,
und dem tatsächlichen Entgelt.“

8. § 15 lautet:

„§ 15. (1) Ist eine Beamtin oder ein Beamter wegen einer vom Bund zu vertretenden Verletzung des
Gleichbehandlungsgebotes nach § 3 Z 5 nicht mit einer Verwendung (Funktion) betraut worden, so ist der
Bund zum angemessenen Ersatz des Schadens verpflichtet.

(2) Der Ersatzanspruch beträgt, wenn die Beamtin oder der Beamte
1. bei diskriminierungsfreier Auswahl auf Grund der besseren Eignung beruflich aufgestiegen wäre,

die Bezugsdifferenz für mindestens drei Monate, oder
2. im Verfahren für den beruflichen Aufstieg diskriminiert worden ist, aber die zu besetzende

Planstelle wegen der besseren Eignung des beruflich aufgestiegenen Bediensteten auch bei
diskriminierungsfreier Auswahl nicht erhalten hätte, die Bezugsdifferenz bis zu drei Monate

zwischen dem Monatsbezug, den die Beamtin oder der Beamte bei erfolgter Betrauung mit der
Verwendung (Funktion) erhalten hätte, und dem tatsächlichen Monatsbezug.“

9. § 18 Abs. 2 lautet:

„(2) Im Fall einer sexuellen Belästigung nach § 7 Abs. 1 Z 3 besteht der Anspruch einer
Dienstnehmerin oder eines Dienstnehmers auf Ersatz des erlittenen Schadens auch gegenüber dem Bund.“

10. § 20 Z 6 lautet:

„6. die Arbeitskreise für Gleichbehandlungsfragen (in der Folge „Arbeitskreise“ genannt) gemäß
§ 39 des Bundesgesetzes über die Organisation der Universitäten (UOG 1993), BGBl.
Nr. 805/1993, § 106a des Universitäts-Organisationsgesetzes (UOG), BGBl. Nr. 258/1975, §§ 39
und 40 des Bundesgesetzes über die Organisation der Universitäten der Künste (KUOG), BGBl. I
Nr. 130/1998, § 14b des Kunsthochschul-Organisationsgesetzes, BGBl. Nr. 54/1970, und § 25a
des Akademie-Organisationsgesetzes 1988, BGBl. Nr. 25.“

11. § 21 Abs. 2 bis 4 lautet:

„(2) Der Kommission gehören als Mitglieder an:
1. eine Vertreterin oder ein Vertreter des Bundeskanzleramtes, die oder der über eine mindestens

dreijährige Erfahrung in der Vollziehung des Bundes-Gleichbehandlungsgesetzes verfügt,
2. eine Person, die eine mindestens dreijährige Erfahrung im Bereich des Arbeits- und Sozialrechts

oder des Dienstrechts des Bundes erworben hat,
3. eine Vertreterin oder ein Vertreter des Bundesministeriums für Finanzen, die oder der über eine

mindestens dreijährige einschlägige Tätigkeit in einer Dienstrechtsabteilung des Bundes verfügt,
4. eine Vertreterin oder ein Vertreter der Interministeriellen Arbeitsgruppe für Gleichbehandlungs-

fragen,
5. zwei Vertreterinnen oder Vertreter der

a) Gewerkschaft Öffentlicher Dienst oder
b) in Angelegenheiten von Post- und Fernmeldebediensteten der Gewerkschaft der Post- und

Fernmeldebediensteten.
Die Mitglieder (Ersatzmitglieder) nach Z 1 bis 3 müssen den Abschluß der rechtswissenschaftlichen
Studien aufweisen.

(3) Für jedes der in Abs. 2 Z 1 bis 5 genannten Mitglieder ist mindestens ein Ersatzmitglied zu
bestellen.

(4) Die in Abs. 2 Z 1 bis 3 genannten Mitglieder (Ersatzmitglieder) werden von der Bundeskanzlerin
oder vom Bundeskanzler, die weiteren Mitglieder (Ersatzmitglieder) von den in Abs. 2 Z 4 und 5
genannten Institutionen für eine Funktionsdauer von fünf Jahren bestellt. Vor der Bestellung von
Bediensteten anderer Ressorts (Zentralstellen) ist das Einvernehmen mit der Leiterin oder dem Leiter der
betreffenden Zentralstelle herzustellen.“

12. Im § 21 Abs. 6 wird das Zitat „Abs. 2 Z 3 und 4“ durch das Zitat „Abs. 2 Z 4 und 5“ ersetzt.
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13. Im § 23 Abs. 8 wird das Zitat „§ 53“ durch das Zitat „§ 51“ ersetzt.

14. Im § 25 Abs. 2 wird das Zitat „§§ 3 bis 6“ durch das Zitat „§§ 3 bis 7, 46 und 47“ ersetzt.

15. § 25 Abs. 3 lautet:

„(3) Jede Vertreterin und jeder Vertreter des Dienstgebers ist verpflichtet, der Kommission die für
die Durchführung ihrer Aufgaben erforderlichen Auskünfte zu erteilen.“

16. Dem § 27 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt:

„Wurde eine Disziplinaranzeige auf Grund eines begründeten Verdachts einer sexuellen Belästigung
erstattet, hat die Dienstbehörde in jedem Fall die Disziplinaranzeige an die Vorsitzende oder den
Vorsitzenden der Disziplinarkommission und an die Disziplinaranwältin oder den Disziplinaranwalt
weiterzuleiten.“

17. Im § 29 Abs. 2 entfällt die Z 5 und wird das Wort „und“ am Ende der Z 4 durch einen Punkt ersetzt.
Folgender Abs. 3 wird angefügt:

„(3) Die Arbeitsgruppen können bei Bedarf der Leiterin oder dem Leiter der Zentralstelle bis Ende
Jänner eines jeden Jahres einen schriftlichen Bericht über die Verwirklichung der Gleichbehandlung und
Frauenförderung im Ressort im vorangegangenen Kalenderjahr vorlegen.“

18. § 31 Abs. 2 lautet:

„(2) Jede Vertreterin und jeder Vertreter des Dienstgebers im Ressort ist verpflichtet, der Arbeits-
gruppe die für die Durchführung ihrer Aufgaben erforderlichen Auskünfte zu erteilen.“

19. § 34 Abs. 1 lautet:

„(1) Die Interministerielle Arbeitsgruppe ist mindestens einmal jährlich von der Vorsitzenden oder
vom Vorsitzenden einzuberufen.“

20. § 37 Abs. 4 letzter Satz lautet:

„Aus dieser Tätigkeit darf ihnen bei der Leistungsfeststellung und in ihrem beruflichen Fortkommen kein
Nachteil erwachsen.“

21. An die Stelle des § 37 Abs. 5 und 6 treten folgende Bestimmungen:

„(5) Soweit es die dienstlichen Erfordernisse gestatten, hat die Dienststellenleiterin oder der Dienst-
stellenleiter den Gleichbehandlungsbeauftragten und Kontaktfrauen die Teilnahme an Fortbildungs-
veranstaltungen des Dienstgebers auf folgenden Gebieten zu ermöglichen:

1. Gleichbehandlung und Frauenförderung,
2. Dienst- und Besoldungsrecht (einschließlich Dienstrechtsverfahren),
3. Organisationsrecht und
4. Reden und Verhandeln.

(6) Auf die Vorsitzenden und die übrigen Mitglieder der Arbeitskreise nach § 20 Z 6 sind die Abs. 3
und 5 anzuwenden. Die Vorsitzenden und die übrigen Mitglieder dieser Arbeitskreise dürfen in der
Ausübung ihrer Tätigkeit nicht beschränkt und aus diesem Grunde auch nicht in ihrem beruflichen
Fortkommen, insbesondere bei der Weiterbeschäftigung in einem befristeten Rechtsverhältnis oder bei der
Umwandlung eines befristeten in ein unbefristetes Dienstverhältnis, benachteiligt werden.

(7) Die Absicht des zuständigen Universitätsorgans, ein in einem zeitlich begrenzten öffentlich-
rechtlichen Rechtsverhältnis oder befristeten Dienstverhältnis zum Bund stehendes Mitglied eines
Arbeitskreises nicht mehr weiterbeschäftigen zu wollen, ist dem zuständigen Arbeitskreis spätestens zwei
Wochen vor Ablauf der derzeitigen Beschäftigung schriftlich mitzuteilen. Die Absicht ist zu begründen,
wenn die Weiterbeschäftigung gesetzlich zulässig wäre, Bedarf dafür besteht, die budgetäre Bedeckbar-
keit gegeben ist und, wenn dafür eine Planstelle erforderlich ist, diese zur Verfügung steht.

(8) Wird eine Universitäts(Hochschul)assistentin oder ein Universitäts(Hochschul)assistent im
zeitlich begrenzten Dienstverhältnis zur oder zum Vorsitzenden eines Arbeitskreises nach § 20 Z 6
gewählt und würde ihre oder seine Bestellungsdauer während der Funktionsdauer enden, so verlängert
sich das Dienstverhältnis um die Zeit der Ausübung der Funktion als Vorsitzende oder Vorsitzender des
Arbeitskreises, höchstens aber bis zu dem im § 175 Abs. 2 und 5 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979
(BDG 1979), BGBl. Nr. 333, oder im § 189 Abs. 1, Abs. 2 Z 2 oder Abs. 3 BDG 1979 angeführten
Höchstausmaß der Gesamtverwendungsdauer.
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(9) Abs. 8 gilt für Vertragsassistentinnen und -assistenten mit der Maßgabe, daß die Gesamtverwen-
dungsdauer das im § 52 Abs. 4 und 5 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948, BGBl. Nr. 86, angeführte
Höchstausmaß nicht überschreiten darf und § 51 Abs. 3 Z 2 und 3 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948
nicht entgegensteht.“

22. § 40 Abs. 2 lautet:

„(2) Frauen sind unterrepräsentiert, wenn der Anteil der Frauen an der Gesamtzahl der
1. dauernd Beschäftigten in der betreffenden Besoldungsgruppe, im betreffenden Entlohnungs-

schema oder in der betreffenden Verwendungs- oder Entlohnungsgruppe oder
2. – wenn eine Unterteilung in Funktionsgruppen (einschließlich Grundlaufbahn), Gehaltsgruppen

oder Bewertungsgruppen besteht – dauernd Beschäftigten in der betreffenden Gruppe oder
3. sonstigen hervorgehobenen Verwendungen (Funktionen), welche auf die dauernd Beschäftigten

in der betreffenden, keine Unterteilung in Gruppen aufweisende Kategorie nach Z 1 entfallen,
im Wirkungsbereich der jeweiligen Dienstbehörde weniger als 40% beträgt. Steht einer Verwendungs-
gruppe eine entsprechende Entlohnungsgruppe gegenüber, ist diese in den Vergleich mit einzubeziehen.
Arbeitsplätze der Entlohnungsschemata v und h sind dabei der ihrer Bewertung im Beamtenrecht
entsprechenden Verwendungsgruppe und Funktionsgruppe (einschließlich Grundlaufbahn) zuzuordnen.“

23. § 41 Abs. 1 lautet:

„(1) Nach Einholung eines Vorschlages der Arbeitsgruppe für Gleichbehandlungsfragen haben die
Leiterin oder der Leiter der Zentralstelle einen Frauenförderungsplan für das Ressort zu erlassen, der im
Bundesgesetzblatt II zu verlautbaren ist.“

24. § 41 Abs. 3 zweiter Satz lautet:

„Dabei sind jeweils für zwei Jahre verbindliche Vorgaben zur Erhöhung des Frauenanteils in
1. jeder Besoldungsgruppe, in jedem Entlohnungsschema oder in jeder Verwendungs- oder Ent-

lohnungsgruppe oder
2. – wenn eine Unterteilung in Funktionsgruppen (einschließlich Grundlaufbahn), Gehaltsgruppen

oder Bewertungsgruppen besteht – in der betreffenden Gruppe oder
3. in den betreffenden hervorgehobenen Verwendungen (Funktionen), welche auf die betreffende

nicht in Gruppen unterteilte Kategorie nach § 40 Abs. 2 Z 1 entfallen,
im Wirkungsbereich jeder Dienstbehörde festzulegen.“

25. § 42 lautet:

„§ 42. Bewerberinnen, die für die angestrebte Planstelle nicht geringer geeignet sind als der
bestgeeignete Mitbewerber, sind entsprechend den Vorgaben des Frauenförderungsplanes so lange bevor-
zugt aufzunehmen, bis der Anteil der Frauen an der Gesamtzahl der dauernd Beschäftigten

1. in der betreffenden Besoldungsgruppe, im betreffenden Entlohnungsschema oder in der
betreffenden Verwendungs- oder Entlohnungsgruppe oder

2. – wenn eine Unterteilung in Funktionsgruppen (einschließlich Grundlaufbahn), Gehaltsgruppen
oder Bewertungsgruppen besteht – in der betreffenden Gruppe,

im Wirkungsbereich der jeweiligen Dienstbehörde mindestens 40% beträgt. Steht einer Verwendungs-
gruppe eine entsprechende Entlohnungsgruppe gegenüber, ist diese in den Vergleich miteinzubeziehen.
Verwendungen gemäß § 1 Abs. 2 sind dabei nicht zu berücksichtigen.“

26. § 43 lautet:

„§ 43. Bewerberinnen, die für die angestrebte hervorgehobene Verwendung (Funktion) nicht
geringer geeignet sind, als der bestgeeignete Mitbewerber, sind entsprechend den Vorgaben des Frauen-
förderungsplanes solange bevorzugt zu bestellen, bis der Anteil der Frauen an der Gesamtzahl der dauernd
Beschäftigten

1. in der betreffenden Funktionsgruppe (einschließlich Grundlaufbahn), Gehaltsgruppe oder Bewer-
tungsgruppe oder

2. in den sonstigen hervorgehobenen Verwendungen (Funktionen), welche auf die betreffende, nicht
unterteilte Kategorie nach § 40 Abs. 2 Z 1 entfallen,

im Wirkungsbereich der jeweiligen Dienstbehörde mindestens 40% beträgt. § 40 Abs. 2 zweiter und
dritter Satz ist anzuwenden. Verwendungen (Funktionen) gemäß § 1 Abs. 2 sind dabei nicht zu
berücksichtigen.“

I    174
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27. Nach § 45 werden folgende §§ 46 und 47 samt Überschriften eingefügt:

„6. TEIL

SONDERBESTIMMUNGEN FÜR ANGEHÖRIGE VON UNIVERSITÄTEN UND
UNIVERSITÄTEN DER KÜNSTE

Diskriminierungsverbot im Zusammenhang mit einem öffentlich-rechtlichen Rechtsverhältnis

§ 46. (1) Universitätslehrerinnen und -lehrer, die in dieser Funktion in keinem Dienstverhältnis zum
Bund stehen, Studienassistentinnen und Studienassistenten gemäß § 34 UOG 1993, § 22 lit. b UOG und
§ 34 KUOG sowie Gastvortragende dürfen im Zusammenhang mit ihrem einer Universität oder einer
Universität der Künste (im folgenden einheitlich „Universität“) zugeordneten öffentlich-rechtlichen
Rechtsverhältnis bei der Entscheidung über dessen Begründung, Fortbestand oder Beendigung nicht
unmittelbar oder mittelbar auf Grund des Geschlechtes diskriminiert werden. § 2 Abs. 6 und § 4 sind
anzuwenden.

(2) Eine Diskriminierung auf Grund des Geschlechtes liegt auch vor, wenn diese Personen im
Zusammenhang mit ihrem öffentlich-rechtlichen Rechtsverhältnis

1. durch eine Vertreterin oder einen Vertreter der Universität, der dieses Rechtsverhältnis zuge-
ordnet ist, sexuell belästigt werden, oder

2. durch Dritte sexuell belästigt werden, oder
3. durch Dritte sexuell belästigt werden und die Vertreterin oder der Vertreter dieser Universität es

schuldhaft unterläßt, eine angemessene Abhilfe zu schaffen.

(3) Sexuelle Belästigung liegt vor, wenn ein der sexuellen Sphäre zugehöriges Verhalten gesetzt
wird,

1. das die Würde einer Person beeinträchtigt,
2. das für die betroffene Person unerwünscht, unangebracht oder anstößig ist und
3. a) das eine einschüchternde, feindselige oder demütigende Arbeitsumwelt für die betroffene

Person schafft oder
b) bei dem der Umstand, daß die betroffene Person ein der sexuellen Sphäre zugehöriges Ver-

halten seitens einer Vertreterin oder eines Vertreters der Universität, der das öffentlich-
rechtliche Rechtsverhältnis zugeordnet ist, oder einer Kollegin oder eines Kollegen zurück-
weist oder duldet, ausdrücklich oder stillschweigend zur Grundlage einer Entscheidung mit
nachteiligen Auswirkungen auf den Zugang dieser Person zur Beschäftigung oder Weiter-
beschäftigung in dem dieser Universität zugeordneten öffentlich-rechtlichen Rechtsverhältnis
gemacht wird.

(4) Eine durch Bedienstete der Universität erfolgende Diskriminierung gemäß Abs. 1 und 2 verletzt
die Verpflichtungen, die sich aus dem Dienstverhältnis ergeben, und ist nach den dienst- und disziplinar-
rechtlichen Vorschriften zu verfolgen. Erfolgt eine Diskriminierung durch eine Vertreterin oder einen
Vertreter der Universität, die oder der in keinem Dienstverhältnis steht, darf deren oder dessen zeitlich
begrenztes Rechtsverhältnis nicht verlängert werden.

(5) Gemäß Abs. 2 diskriminierte Personen haben gegenüber dem Belästiger und im Fall des Abs. 2
Z 3 auch gegenüber dem Bund Anspruch auf Ersatz des erlittenen Schadens, wenn sie infolge sexueller
Belästigung im Zusammenhang mit ihrem öffentlich-rechtlichen Rechtsverhältnis zur Universität
diskriminiert worden sind. § 18 Abs. 3 ist anzuwenden.

(6) Ansprüche nach Abs. 5 sind binnen sechs Monaten gerichtlich geltend zu machen.

(7) Im Abs. 1 angeführte Personen, die eine ihnen zugefügte Diskriminierung gemäß Abs. 1 oder 2
behaupten, sind zur Antragstellung an die Gleichbehandlungskommission des Bundes berechtigt. Die
§§ 23 und 25 sind anzuwenden.

Diskriminierungsverbot im Zusammenhang mit einem Studium

§ 47. (1) Studienwerberinnen, Studienwerber und Studierende an Universitäten dürfen im Zu-
sammenhang mit ihrem Studium, insbesondere bei

1. der Zulassung zum ordentlichen oder außerordentlichen Studium,
2. dem Zugang zu Lehrveranstaltungen mit einer beschränkten Teilnehmerzahl,
3. der Anmeldung zu Prüfungen,
4. der Durchführung von Lehrveranstaltungen oder Prüfungen,
5. der Beurteilung des Studienerfolges,
6. der Festlegung des Themas und der Betreuung der Diplomarbeit oder Dissertation und
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7. der Einräumung der Möglichkeit zur Benützung der facheinschlägigen Lehr- und Forschungs-
einrichtungen der Universität

nicht unmittelbar oder mittelbar auf Grund des Geschlechtes diskriminiert werden. § 2 Abs. 6 und § 4 sind
anzuwenden.

(2) Eine Diskriminierung auf Grund des Geschlechtes gemäß Abs. 1 liegt auch vor, wenn Studien-
werberinnen, Studienwerber oder Studierende im Zusammenhang mit ihrem Studium

1. durch eine Vertreterin oder einen Vertreter jener Universität, an der eine Zulassung zum Studium
besteht, sexuell belästigt werden oder

2. durch Dritte sexuell belästigt werden oder
3. durch Dritte sexuell belästigt werden und die Vertreterin oder der Vertreter der Universität es

schuldhaft unterläßt, eine angemessene Abhilfe zu schaffen.

(3) Sexuelle Belästigung liegt vor, wenn ein der sexuellen Sphäre zugehöriges Verhalten gesetzt
wird,

1. das die Würde einer Person beeinträchtigt,
2. das für die betroffene Person unerwünscht, unangebracht oder anstößig ist und
3. a) das ein einschüchterndes, feindseliges oder demütigendes Studienumfeld für die betroffene

Person schafft oder
b) bei dem der Umstand, daß die betroffene Person ein der sexuellen Sphäre zugehöriges

Verhalten seitens einer Vertreterin oder eines Vertreters der Universität zurückweist oder
duldet, ausdrücklich oder stillschweigend zur Grundlage einer Entscheidung mit Auswir-
kungen auf den Zugang dieser Person zum Studium, auf den Studienerfolg oder den Studien-
fortgang an dieser Universität gemacht wird.

(4) § 46 Abs. 4 bis 7 ist auf Diskriminierungen gemäß Abs. 1 und 2 anzuwenden.“

28. Der bisherige 6. Teil erhält die Bezeichnung „7. TEIL“.

29. Die bisherigen §§ 46 bis 48, 50 und 51samt Überschriften entfallen.

30. Der bisherige § 49 erhält die Bezeichnung „§ 48.“.

31. Die bisherigen §§ 52 bis 55 erhalten die Bezeichnung „§ 49.“ bis „§ 52.“.

32. Dem § 51 wird folgender Abs. 8 angefügt:

„(8) Das Inhaltsverzeichnis, § 6, § 7 Abs. 1, § 9, § 10, § 14, § 15, § 18 Abs. 2, § 20 Z 6, § 21 Abs. 2
bis 4 und 6, § 23 Abs. 8, § 25 Abs. 3, § 27 Abs. 4, § 29 Abs. 2 Z 4 und Abs. 3, § 31 Abs. 2, § 34 Abs. 1,
§ 37 Abs. 4 bis 9, § 40 Abs. 2, § 41 Abs. 1 und 3 zweiter Satz, § 42, § 43, die Überschriften vor § 46, § 46
samt Überschrift, § 47 samt Überschrift, die Überschrift 7. Teil in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. I Nr. 132/1999 und die §§ 48 bis 52 sowie die Aufhebung des § 2 Abs. 3a, des § 29 Abs. 2 Z 5 und
der §§ 46 bis 48, 50 und 51 samt Überschriften durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 132/1999 treten mit
1. Jänner 2000 in Kraft.“

33. § 52 lautet:

„§ 52. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut:
1. hinsichtlich des § 45 die Länder,
2. hinsichtlich der Angelegenheiten, die nur den Wirkungsbereich einer Bundesministerin oder

eines Bundesministers betreffen, diese Bundesministerin oder dieser Bundesminister,
3. hinsichtlich der übrigen Angelegenheiten die Bundesregierung.“

Artikel II

Änderung des Ausschreibungsgesetzes

Das Ausschreibungsgesetz 1989, BGBl. Nr. 85, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I
Nr. 10/1999, wird wie folgt geändert:

1. Nach § 5 Abs. 2a wird folgender Abs. 2b eingefügt:

„(2b) Liegt in einer bestimmten Funktion oder Verwendung gemäß § 4 der Anteil der Frauen im
Wirkungsbereich der jeweiligen Dienstbehörde unter 50%, ist in der Ausschreibung darauf hinzuweisen,
daß Bewerbungen von Frauen für die zu besetzende Funktion (Arbeitsplatz) besonders erwünscht sind.
Dies gilt nicht für Funktionen (Arbeitsplätze), für die ausschließlich Männer aufgenommen werden
können.“
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2. § 22 Abs. 2 lautet:

„(2) Soweit es für die Erfüllung der Aufgaben des vorgesehenen Arbeitsplatzes von wesentlicher
Bedeutung ist, ist in der Ausschreibung die Erfüllung zusätzlicher Erfordernisse vorzuschreiben
(Anforderungsprofil). Bei jedem zusätzlichen Erfordernis ist ausdrücklich anzuführen,

1. ob es unbedingt zu erfüllen ist oder
2. ob von seiner Erfüllung abgesehen wird, wenn sich weder ein geeigneter Bewerber noch eine

geeignete Bewerberin meldet, der oder die dieses Erfordernis erfüllt.“

3. § 22 Abs. 4 lautet:

„(4) Liegt in einer bestimmten Verwendung der Anteil der Frauen im Wirkungsbereich der
jeweiligen Dienstbehörde unter 50%, ist in der Ausschreibung darauf hinzuweisen, daß Bewerbungen von
Frauen für den zu besetzenden Arbeitsplatz besonders erwünscht sind. Dies gilt nicht für Arbeitsplätze,
für die ausschließlich Männer aufgenommen werden können.“

4. Am Ende des § 90 Abs. 2 wird der Punkt durch einen Beistrich ersetzt. Folgende Z 20 wird angefügt:

„20. § 5 Abs. 2a, § 22 Abs. 2 und § 22 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I
Nr. 132/1999 mit 1. Jänner 2000.“

Artikel III

Änderung des Bundesgesetzes über die Organisation der Universitäten (UOG 1993)

Das Bundesgesetz über die Organisation der Universitäten (UOG 1993), BGBl. Nr. 805/1993, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 99/1997, wird wie folgt geändert:

1. § 40 Abs. 1 lautet:

„(1) Die Mitglieder des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen haben das Recht, in sämtlichen
Personalangelegenheiten, die in ihren Wirkungsbereich fallen, Einsicht in die entsprechenden Geschäfts-
stücke, Unterlagen und in die automationsunterstützt aufgezeichneten Dienstnehmerdaten zu nehmen,
deren Kenntnis zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Auf Verlangen ist die Herstellung von
Kopien dieser Unterlagen zu gestatten. Die Einsichtnahme in einen Personalakt und in automations-
unterstützt aufgezeichnete Dienstnehmerdaten, die über die im Personalverzeichnis enthaltenen Daten
hinausgehen, ist nur mit Zustimmung der oder des betroffenen Bediensteten zulässig. Von der
Akteneinsicht sind Aktenbestandteile ausgenommen, soweit deren Einsichtnahme durch die Mitglieder
des Arbeitskreises berechtigte Interessen einer oder eines Bediensteten oder dritter Personen schädigen
oder eine Gefährdung der Aufgaben der Dienstbehörde oder der Universität herbeiführen oder den Zweck
des Verfahrens beeinträchtigen würde.“

2. Nach § 40 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefügt:

„(1a) Werden vom Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen zur Vorbereitung seiner Beschlüsse
Gutachten und Stellungnahmen facheinschlägiger Expertinnen oder Experten sowie Auskünfte eingeholt,
dürfen diesen Expertinnen oder Experten die dafür erforderlichen Unterlagen zur Verfügung gestellt
werden. Diese Expertinnen oder Experten sind zur Verschwiegenheit verpflichtet.“

3. § 40 Abs. 2 lautet:

„(2) Wird die Entscheidung über eine Personalangelegenheit von einem Kollegialorgan getroffen,
haben die Mitglieder des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen das Recht, jeweils maximal zu
zweit an Sitzungen dieses Kollegialorgans mit beratender Stimme teilzunehmen und Anträge zu stellen,
Sondervoten zu Protokoll zu geben sowie bestimmte Diskussionsbeiträge von Mitgliedern dieses
Kollegialorgans in das Protokoll aufnehmen zu lassen. Die Mitglieder des Arbeitskreises für Gleich-
behandlungsfragen sind zu jeder Sitzung eines Kollegialorgans zu laden, soweit dort Personalangelegen-
heiten behandelt werden. Unterbleibt die Ladung, hat das Kollegialorgan in einer neuerlichen Sitzung
unter ordnungsgemäßer Beiziehung der Mitglieder des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen die
Beratung und Beschlußfassung in der diesem Beschluß zugrundeliegenden Personalangelegenheit
neuerlich durchzuführen.“

4. Nach § 40 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefügt:

„(2a) Entscheidungen einer Rektorin, eines Rektors, einer Dekanin, eines Dekans, einer Studien-
dekanin, eines Studiendekans, einer Leiterin oder eines Leiters einer Universitätseinrichtung über
Personalaufnahmen sowie Anträge einer Rektorin oder eines Rektors auf Personalaufnahmen in ein
öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis (§§ 29, 32, 35) sind vor ihrer Vollziehung dem Arbeitskreis für
Gleichbehandlungsfragen unter Anschluß einer Liste der Bewerberinnen und Bewerber und unter Angabe
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der Gründe für die Auswahl zur Kenntnis zu bringen. Beabsichtigte Entscheidungen des zuständigen
Organs über den Fortbestand oder die Beendigung eines Dienstverhältnisses oder eines besonderen
öffentlich-rechtlichen Rechtsverhältnisses (§§ 25, 26, 27, 30, 33 und 34) sowie beabsichtigte Anträge der
Rektorin oder des Rektors an die Bundesministerin oder den Bundesminister auf Entscheidung über die
Aufnahme, den Fortbestand oder die Beendigung eines öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses (§§ 29,
32 und 35) sind vor ihrer Vollziehung dem Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen unter Angabe der
Gründe für die Entscheidung zur Kenntnis zu bringen.“

5. Im § 40 Abs. 3 werden die Worte „Abs. 2 letzter Satz“ durch die Worte „im Abs. 2a“ ersetzt.

6. Dem § 89 wird folgender Abs. 6 angefügt:

„(6) § 40 Abs. 1, 1a, 2, 2a und 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 132/1999 tritt mit
1. Jänner 2000 in Kraft.“

Artikel IV

Änderung des Universitäts-Organisationsgesetzes

Das Bundesgesetz über die Organisation der Universitäten (Universitäts-Organisationsgesetz –
UOG), BGBl. Nr. 258/1975, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 109/1997, wird wie
folgt geändert:

1. Im § 106a Abs. 4 entfallen die Worte „Einsicht in die entsprechenden Akten und Unterlagen zu
nehmen,“.

2. Nach § 106a Abs. 4 werden folgende Abs. 4a und 4b eingefügt:

„(4a) Die Mitglieder des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen haben das Recht, in sämtlichen
Personalangelegenheiten, die in ihren Wirkungsbereich fallen, Einsicht in die entsprechenden
Geschäftsstücke, Unterlagen und in die automationsunterstützt aufgezeichneten Dienstnehmerdaten zu
nehmen, deren Kenntnis zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Auf Verlangen ist die Herstellung
von Kopien dieser Unterlagen zu gestatten. Die Einsichtnahme in einen Personalakt und in automa-
tionsunterstützt aufgezeichnete Dienstnehmerdaten, die über die im Personalverzeichnis enthaltenen
Daten hinausgehen, ist nur mit Zustimmung der oder des betroffenen Bediensteten zulässig. Von der
Akteneinsicht sind Aktenbestandteile ausgenommen, soweit deren Einsichtnahme durch die Mitglieder
des Arbeitskreises berechtigte Interessen einer oder eines Bediensteten oder dritter Personen schädigen
oder eine Gefährdung der Aufgaben der Dienstbehörde oder der Universität herbeiführen oder den Zweck
des Verfahrens beeinträchtigen würde.

(4b) Werden vom Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen zur Vorbereitung seiner Beschlüsse
Gutachten und Stellungnahmen facheinschlägiger Expertinnen oder Experten sowie Auskünfte eingeholt,
dürfen diesen Expertinnen oder Experten die dafür erforderlichen Unterlagen zur Verfügung gestellt
werden. Diese Expertinnen oder Experten sind zur Verschwiegenheit verpflichtet.“

3. Dem § 116 wird folgender Abs. 7 angefügt:

„(7) § 106a Abs. 4, 4a und 4b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 132/1999 tritt mit
1. Jänner 2000 in Kraft.“

Artikel V

Änderung des Kunsthochschul-Organisationsgesetzes

Das Bundesgesetz über die Organisation von Kunsthochschulen (Kunsthochschul-Organisations-
gesetz), BGBl. Nr. 54/1970, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 510/1995, wird wie folgt
geändert:

1. Im § 14b Abs. 4 entfallen die Worte „Einsicht in die entsprechenden Akten und Unterlagen zu
nehmen,“.

2. Nach § 14b Abs. 4 werden folgende Abs. 4a und 4b eingefügt:

„(4a) Die Mitglieder des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen haben das Recht, in sämtlichen
Personalangelegenheiten, die in ihren Wirkungsbereich fallen, Einsicht in die entsprechenden Geschäfts-
stücke, Unterlagen und in die automationsunterstützt aufgezeichneten Dienstnehmerdaten zu nehmen,
deren Kenntnis zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Auf Verlangen ist die Herstellung von
Kopien dieser Unterlagen zu gestatten. Die Einsichtnahme in einen Personalakt und in automations-
unterstützt aufgezeichnete Dienstnehmerdaten, die über die im Personalverzeichnis enthaltenen Daten
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hinausgehen, ist nur mit Zustimmung der oder des betroffenen Bediensteten zulässig. Von der Akten-
einsicht sind Aktenbestandteile ausgenommen, soweit deren Einsichtnahme durch die Mitglieder des
Arbeitskreises berechtigte Interessen einer oder eines Bediensteten oder dritter Personen schädigen oder
eine Gefährdung der Aufgaben der Dienstbehörde oder der Universität der Künste herbeiführen oder den
Zweck des Verfahrens beeinträchtigen würde.

(4b) Werden vom Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen zur Vorbereitung seiner Beschlüsse
Gutachten und Stellungnahmen facheinschlägiger Expertinnen oder Experten sowie Auskünfte eingeholt,
dürfen diesen Expertinnen oder Experten die dafür erforderlichen Unterlagen zur Verfügung gestellt
werden. Diese Expertinnen oder Experten sind zur Verschwiegenheit verpflichtet.“

3. Dem § 41 wird folgender Abs. 9 angefügt:

„(9) § 14b Abs. 4, 4a und 4b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 132/1999 tritt mit
1. Jänner 2000 in Kraft.“

Artikel VI

Änderung des Akademie-Organisationsgesetzes 1988

Das Bundesgesetz über die Organisation der Akademie der bildenden Künste in Wien (Akademie-
Organisationsgesetz 1988 – AOG), BGBl. Nr. 25/1988, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 511/1995, wird wie folgt geändert:

1. Im § 25a Abs. 4 erster Satz entfallen die Worte „Einsicht in die entsprechenden Akten und Unterlagen
zu nehmen,“.

2. Nach § 25a Abs. 4 werden folgende Abs. 4a und 4b eingefügt:

„(4a) Die Mitglieder des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen haben das Recht, in sämtlichen
Personalangelegenheiten, die in ihren Wirkungsbereich fallen, Einsicht in die entsprechenden Geschäfts-
stücke, Unterlagen und in die automationsunterstützt aufgezeichneten Dienstnehmerdaten zu nehmen,
deren Kenntnis zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Auf Verlangen ist die Herstellung von
Kopien dieser Unterlagen zu gestatten. Die Einsichtnahme in einen Personalakt und in automations-
unterstützt aufgezeichnete Dienstnehmerdaten, die über die im Personalverzeichnis enthaltenen Daten
hinausgehen, ist nur mit Zustimmung der oder des betroffenen Bediensteten zulässig. Von der
Akteneinsicht sind Aktenbestandteile ausgenommen, soweit deren Einsichtnahme durch die Mitglieder
des Arbeitskreises berechtigte Interessen einer oder eines Bediensteten oder dritter Personen schädigen
oder eine Gefährdung der Aufgaben der Dienstbehörde oder der Akademie der bildenden Künste
herbeiführen oder den Zweck des Verfahrens beeinträchtigen würde.

(4b) Werden vom Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen zur Vorbereitung seiner Beschlüsse
Gutachten und Stellungnahmen facheinschlägiger Expertinnen oder Experten sowie Auskünfte eingeholt,
dürfen diesen Expertinnen oder Experten die dafür erforderlichen Unterlagen zur Verfügung gestellt
werden. Diese Expertinnen oder Experten sind zur Verschwiegenheit verpflichtet.“

3. Dem § 72 wird folgender Abs. 4 angefügt:

„(4) § 25a Abs. 4, 4a und 4b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 132/1999 tritt mit
1. Jänner 2000 in Kraft.“

Artikel VII

Änderung des Bundesgesetzes über die Organisation der Universitäten der Künste

Das Bundesgesetz über die Organisation der Universitäten der Künste (KUOG), BGBl. I
Nr. 130/1998, wird wie folgt geändert:

1. Im § 3 Abs. 1 Z 7 wird das Klammerzitat „(§ 17 Abs. 4 BHG)“ durch das Klammerzitat „(§ 17 Abs. 5
BHG)“ ersetzt.

2. Im § 20 Abs. 4 werden vor dem Wort „Universitätsdozentinnen” die Worte „in einem Bundesdienst-
verhältnis (§ 170 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979, BGBl. Nr. 333, oder § 55 des Vertrags-
bedienstetengesetzes 1948, BGBl. Nr. 86) stehenden“ eingefügt.

3. § 28 Abs. 3 lautet:

„(3) Steht eine Universitätsdozentin oder ein Universitätsdozent auch in einem Bundesdienst-
verhältnis gemäß § 170 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 oder § 55 des Vertragsbediensteten-
gesetzes 1948, ist bezüglich ihrer Aufgaben § 22 Abs. 6 anzuwenden.“
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4. § 40 Abs. 1 lautet:

„(1) Die Mitglieder des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen haben das Recht, in sämtlichen
Personalangelegenheiten, die in ihren Wirkungsbereich fallen, Einsicht in die entsprechenden Geschäfts-
stücke, Unterlagen und in die automationsunterstützt aufgezeichneten Dienstnehmerdaten zu nehmen,
deren Kenntnis zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Auf Verlangen ist die Herstellung von
Kopien dieser Unterlagen zu gestatten. Die Einsichtnahme in einen Personalakt und in automations-
unterstützt aufgezeichnete Dienstnehmerdaten, die über die im Personalverzeichnis enthaltenen Daten
hinausgehen, ist nur mit Zustimmung der oder des betroffenen Bediensteten zulässig. Von der
Akteneinsicht sind Aktenbestandteile ausgenommen, soweit deren Einsichtnahme durch die Mitglieder
des Arbeitskreises berechtigte Interessen einer oder eines Bediensteten oder dritter Personen schädigen
oder eine Gefährdung der Aufgaben der Dienstbehörde oder der Universität der Künste herbeiführen oder
den Zweck des Verfahrens beeinträchtigen würde.“

5. Nach § 40 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefügt:

„(1a) Werden vom Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen zur Vorbereitung seiner Beschlüsse
Gutachten und Stellungnahmen facheinschlägiger Expertinnen oder Experten sowie Auskünfte eingeholt,
dürfen diesen Expertinnen oder Experten die dafür erforderlichen Unterlagen zur Verfügung gestellt
werden. Diese Expertinnen oder Experten sind zur Verschwiegenheit verpflichtet.“

6. § 40 Abs. 2 lautet:

„(2) Wird die Entscheidung über eine Personalangelegenheit von einem Kollegialorgan getroffen,
haben die Mitglieder des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen das Recht, jeweils maximal zu
zweit an Sitzungen dieses Kollegialorgans mit beratender Stimme teilzunehmen und Anträge zu stellen,
Sondervoten zu Protokoll zu geben sowie bestimmte Diskussionsbeiträge von Mitgliedern dieses
Kollegialorgans in das Protokoll aufnehmen zu lassen. Die Mitglieder des Arbeitskreises für Gleichbe-
handlungsfragen sind zu jeder Sitzung eines Kollegialorgans zu laden, soweit dort Personalangelegen-
heiten behandelt werden. Unterbleibt die Ladung, hat das Kollegialorgan in einer neuerlichen Sitzung
unter ordnungsgemäßer Beiziehung der Mitglieder des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen die
Beratung und Beschlußfassung in der diesem Beschluß zugrundeliegenden Personalangelegenheit
neuerlich durchzuführen.“

7. Nach § 40 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefügt:

„(2a) Entscheidungen einer Rektorin, eines Rektors, einer Dekanin, eines Dekans, einer Studien-
dekanin, eines Studiendekans oder einer Leiterin oder eines Leiters einer Universitätseinrichtung über
Personalaufnahmen sowie Anträge einer Rektorin oder eines Rektors auf Personalaufnahmen in ein
öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis (§§ 30, 33, 35) sind vor ihrer Vollziehung dem Arbeitskreis für
Gleichbehandlungsfragen unter Anschluß einer Liste der Bewerberinnen und Bewerber und unter Angabe
der Gründe für die Auswahl zur Kenntnis zu bringen. Beabsichtigte Entscheidungen des zuständigen
Organs über den Fortbestand oder die Beendigung eines Dienstverhältnisses oder eines besonderen
öffentlich-rechtlichen Rechtsverhältnisses (§§ 26, 27, 28, 31 und 34) sowie beabsichtigte Anträge der
Rektorin oder des Rektors an die Bundesministerin oder den Bundesminister auf Entscheidung über die
Aufnahme, den Fortbestand oder die Beendigung eines öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses (§§ 30,
33 und 35) sind vor ihrer Vollziehung dem Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen unter Angabe der
Gründe für die Entscheidung zur Kenntnis zu bringen.“

8. Im § 40 Abs. 3 wird das Zitat „Abs. 2 dritter Satz“ durch das Zitat „im Abs. 2a“ ersetzt.

9. Im § 41 Abs. 9 wird das Zitat „Abs. 5 Z 1 und 2“ durch das Zitat „Abs. 4 Z 1 und 2“ und im Abs. 12 das
Zitat „Abs. 5“ durch das Zitat „Abs. 4“ ersetzt.

10. § 59 Abs. 2 Z 1 lautet:

„1. zwei Vertreterinnen oder Vertreter der Universitätsprofessorinnen oder Universitätsprofessoren
jeder Fakultät und acht Vertreter der Universitätsprofessorinnen oder Universitätsprofessoren aus
dem Bereich der gesamten Universität der Künste;“

11. Im § 75 Abs. 4 wird das Zitat „§ 8 Abs. 2 Z 16“ durch das Zitat „§ 8 Abs. 2 Z 18“ ersetzt.

12. Im § 75 Abs. 11 wird das Zitat „§ 57“ durch das Zitat „§ 62“ ersetzt.

13. § 76 Abs. 2 Z 4 lautet:

„4. mit dem Zeitpunkt des vollständigen Wirksamwerdens dieses Bundesgesetzes an der betreffenden
Universität der Künste werden diese organisationsrechtlich als Universitätsprofessorinnen und
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Universitätsprofessoren geltenden Gastprofessorinnen und Gastprofessoren mit ihrer Zustimmung
in ein Dienstverhältnis als Vertragsprofessorin oder Vertragsprofessor gemäß § 57 des Vertrags-
bedienstetengesetzes 1948, BGBl. Nr. 86, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I
Nr. 109/1997, übergeleitet, sofern sie zu diesem Zeitpunkt das 65. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben. Ihre Funktionsperiode (§ 57 Abs. 2, erster Satz des Vertragsbedienstetengesetzes
1948) dauert fünf Jahre, längstens jedoch bis zum Ablauf des Studienjahres, in dem sie das
68. Lebensjahr vollenden. Die Befristung gemäß § 57 Abs. 2 des Vertragsbedienstetengesetzes
1948 gilt nicht, wenn die oder der Betreffende ohne zeitliche Begrenzung zur Gastprofessorin
oder zum Gastprofessor bestellt worden ist. Auf die diesen Vertragsprofessorinnen und Vertrags-
professoren bisher zuerkannte Vergütung gemäß § 3 des Bundesgesetzes über die Abgeltung von
Lehr- und Prüfungstätigkeiten an Hochschulen, BGBl. Nr. 463/1974, ist bei der Bemessung des
Entgelts gemäß § 58 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 Bedacht zu nehmen;“

14. Im § 76 Abs. 2 werden in Z 6 das Zitat „§ 27“ durch das Zitat „§ 28“, in Z 11 das Zitat „§ 35“ durch
das Zitat „§ 34“ und in Z 13 das Zitat „§ 35 Abs. 2 Z 1 und 3“ durch das Zitat „§ 35 Abs. 2 Z 1 bis 3“
ersetzt.

15. § 77 Abs. 1 lautet:

„(1) Personen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes in einem der Hochschule
künstlerischer Richtung zugeordneten unbefristeten aktiven Bundesdienstverhältnis stehen und im
vorangegangenen Semester an der Hochschule selbständige Lehr- und Prüfungstätigkeit aus einem
Zentralen künstlerischen Fach gemäß § 19 Abs. 2 KHStG ausgeübt haben, ohne zum Kreis der
Hochschulprofessorinnen und Hochschulprofessoren oder Gastprofessorinnen und Gastprofessoren zu
gehören, sind berechtigt, auch nach dem vollständigen Wirksamwerden dieses Bundesgesetzes an der
betreffenden Universität der Künste (sobald alle Organe nach diesem Bundesgesetz konstituiert sind bzw.
ihr Amt angetreten haben) selbständige Lehr- und Prüfungstätigkeit aus diesem Zentralen künstlerischen
Fach gemäß § 4 Z 24 letzter Satz des Universitäts-Studiengesetzes auszuüben. Die Rektorin oder der
Rektor hat auf Antrag der oder des Betroffenen darüber einen Bescheid auszustellen.“

16. § 78 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:

„Mit gleicher Wirksamkeit tritt der zweite Satz des § 43 Abs. 6 außer Kraft.“

17. (Verfassungsbestimmung) Im § 78 Abs. 3 entfällt in der Klammer das Zitat „§ 78 Abs. 3 und 5“.

18. Dem § 78 werden folgende Abs. 6 und 7 angefügt:

„(6) Es treten in Kraft:
1. § 3 Abs. 1 Z 7, § 20 Abs. 4, § 28 Abs. 3, § 41 Abs. 9 und 12, § 59 Abs. 2 Z 1, § 75 Abs. 4 und 11,

§ 76 Abs. 2, § 77 Abs. 1 und § 78 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I
Nr. 132/1999 mit 1. Oktober 1998,

2. § 40 Abs. 1, 1a, 2, 2a und 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 132/1999 mit
1. Jänner 2000.

(7) (Verfassungsbestimmung) § 78 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I
Nr. 132/1999 tritt mit 1. Jänner 2000 in Kraft.“

Artikel VIII

Änderung des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979

Das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979, BGBl. Nr. 333, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. I Nr. 127/1999, wird wie folgt geändert:

1. Dem § 176 Abs. 2 Z 3 wird folgender Satz angefügt:

„Weiters ist eine allfällige Tätigkeit als Mitglied eines Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen zu
berücksichtigen.“

2. In Anlage 1 wird der Z 21.4 folgender Satz angefügt:

„Weiters ist eine allfällige Tätigkeit als Mitglied eines Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen zu
berücksichtigen.“

3. Dem § 278 wird folgender Abs. 39 angefügt:

„(39) § 176 Abs. 2 Z 3 und Anlage 1 Z 21.4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I
Nr. 132/1999 treten mit 1. Jänner 2000 in Kraft.“
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Artikel IX

Änderung des Vertragsbedienstetengesetzes 1948

Das Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl. Nr. 86, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. I Nr. 127/1999, wird wie folgt geändert:

1. Dem § 52a Abs. 3 wird folgender Satz angefügt:

„Weiters ist eine allfällige Tätigkeit als Mitglied eines Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen zu
berücksichtigen.“

2. Dem § 52b Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:

„Weiters ist eine allfällige Tätigkeit als Mitglied eines Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen zu
berücksichtigen.“

3. Dem § 100 wird folgender Abs. 26 angefügt:

„(26) § 52a Abs. 3 und § 52b Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 132/1999 treten
mit 1. Jänner 2000 in Kraft.“

Klestil

Klima


